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»Sorry, hab‘ mich wohl vertan!« So bil- 
lig versuchen bundesrepublikanische 
Politiker und ihre Helfershelfer in den 
Medien, sich aus der Verantwortung zu 
stehlen und ihre Verfehlungen zu ka- 
schieren. 


Haß, Hetze und Lügen verbreitet in den 
Augen der Gutmenschen schließlich 
nur der politische Gegner. 


Die »gesellschaftlich Verantwortlichen« 
in dieser Republik sehen sich dagegen 
als ein Quell der Wahrhaftigkeit, der 
Lauterkeit und des Verantwortungsbe- 
wußtseins. 
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Laßt sie 
nicht davon- 
kommen! 
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So jedenfalls wollen sie gesehen wer- 
den. 


Dies funktioniert aber nur so lange, so- 
lange wir sie gewähren lassen. Späte- 
stens, wenn sie mit der Wahrheit kon- 
frontiert werden, fällt ihr Gespinst aus 
Lügen, Halbwahrheiten, Unterstellun- 
gen und Diffamierungen in sich zusam- 
men. 


Es liegt an uns, duldsam weiter zu 
schweigen oder - in breiter Front und 
nicht nur vereinzelt — einen heftigen Ge- 
genwind zu erzeugen, um ihrem Treiben 
ein Ende zu bereiten. 
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Das offene Wort 


»Laßt sie nicht 
davonkommen!« 


Dies ist kein Aufruf zu Ge- 
walt, zum Umsturz oder zur 
Revolution, auch keine »De- 
legitimierung des Staates«, 
die Frau Faeser und Herr 
Haldenwang neuerdings al- 
len Bürgern vorwerfen, die 
kritisieren, daß sich die eta- 
blierten Parteien den Staat 
zur Beute gemacht hätten. 


Es ist einfach ein Appell, 
nicht zu vergessen: Nach 
der Wahl ist vor der Wahl! 


Die Straßen in Brand zu set- 
zen und auf die Barrikaden 
zu gehen ist nun einmal nicht 
die Art der friedliebenden 
Deutschen — im Unterschied 
zu den Franzosen oder auch 
den Israels, wenn die Regie- 
renden Gesetze erlassen, 
die ihnen nicht hinnehmbar 
erscheinen. 


Schon vor Jahrzehnten for- 
derte der angesehene Histo- 
riker Prof. Arnulf Baring ver- 
geblich (vgl. UN 12/2002): 


»Bürger, auf die Barrika- 
den! Wir dürfen nicht zu- 
lassen, daß alles weiter 
bergab geht, hilflose Po- 
litiker das Land verrotten 
lassen. Alle Deutschen 
sollten unsere Leipziger 
Landsleute als Vorbilder 
entdecken, sich ihre Parole 
des Herbstes vor dreizehn 
Jahren zu eigen machen: 
Wir sind das Volk!« 


Nein, in hilfloser Wut Barrika- 
den zu errichten ist nicht die 
deutsche Art. Aber es gibt 
auch andere Abhilfe: Nach 
der Wahl ist vor der Wahl! 
Die Versager einfach abwäh- 
len! Lassen wir die Parteien, 
die unser Volk und Land in 
den Ruin wirtschaften, nicht 
davonkommen! 


Ihre Sabine Möller 
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»Wir werden in ein paar Mo- 
naten wahrscheinlich viel ein- 
ander verzeihen müssen.« Mit 
diesen Worten bat der damalige 
Gesundheitsminister Jens Spahn 
am 22.4.2020 im Deutschen 
Bundestag um Verständnis für 
schon damals unverständliche 
politische Entscheidungen in der 
»Corona«-Politik. Und weiter: 
»Wir haben in den letzten Wo- 
chen alle gemeinsam viel dazu- 
gelernt«. 


Wenn es mal so gewesen wäre! 
Der Verbots-Wahnsinn begann 
da ja erst! 


Sitzen auf Parkbank, 
gemeinsame Spaziergän- 
ge, Besuche in Altersheimen, 
Krankenhäusern oder bei pfle- 
gebedürftigen Verwandten: alles 
verboten! Treffen oder gar Feiern 
im Freundes- und Bekannten- 
kreis, alles per Notverordnung 
untersagt. Aufgenötigt wurde uns 
dagegen der Maskenzwang im 
Freien, auch für Radfahrer. 


Schulschließungen wurden 
durchgesetzt, gegen den Rat 
vieler Fachleute, die auf die ver- 
heerenden Folgen für die Kinder 
in Hinblick auf die fehlende Wis- 
sensvermittlung und vor allem 
auf die sozialen Verwerfungen in 
der Zukunft hinwiesen. 


Dies alles könnte man noch un- 
ter »Trial and Error«, also unter 
»Versuch und Irrtum« abtun. 


Bei einer Regierung, die das 
Grundvertrauen der Bürger hat, 
bei der jeder sicher sein kann, 
daß »seine« Politiker nur das Be- 
ste wollen, ist dies eine Methode, 
die auch von der Bevölkerung 
mitgetragen würde. 


Ein System, das auf der »Le- 
benslüge« der Alleinkriegsschuld 
Deutschlands und auf der Befrei- 
ung am 8. Mai 1945 durch die Al- 
liierten aufbaut, wird immer zer- 
brechlich sein und bleiben. 


So ein System lebt in ständiger 
Angst enttarnt zu werden und 


SPIEGEL DER ZEIT 


einer 


Nichts wird vergeben, ... 


kann nur durch Fehlinformatio- 
nen, Spaltung und Diffamierung 
überleben. 


Während der »Corona«-Krise 
wurden warnende Stimmen 
mundtot gemacht, Kritiker mit 
Hohn und Spott überzogen und 
wo immer es ging, wirtschaftlich 
und sozial geächtet. 


Die damalige Bundeskanzlerin 
Angela Merkel sprach nach den 
ersten »Corona«-Lockerungsvor- 
schlägen im April 2020 von »Öff- 
nungsdiskussionsorgien«. 


Diese Pandemie eignete sich 
hervorragend als Testlauf für zu- 
künftige Ausnahmesituationen, 
wie die »anstehende Klimakata- 
strophe«. 


Der Ausnahmezustand als Nor- 
malfall ist der Traum aller Regie- 
renden. Durch das Schüren von 
Angst und das Erzeugen von 
Panik lassen sich Gesetze und 
Verordnungen durchdrücken, die 
sonst kein Mensch bei klarem 
Verstand tolerieren würde. 


Das, was diesem Land und die- 
sem Volk im vollen Bewußtsein 
des Unrechts durch die Macht- 
haber angetan wurde, ist unver- 
zeihlich. 


Nicht zu vergeben, zeugt von 
Respekt vor uns selbst. Nicht 
immer zu vergeben, heißt, daß 
wir eine Grenze setzen und 
nicht alles mit uns machen las- 
sen. 


ZUM NACHDENKEN: 


»Wer nur vier oder 
fünf Flaschen Wein 
im Keller hat, hat 
relativ wenig, wer 


aber vier bis fünf 
Flaschen im Kabinett 
hat — dann ist das 
reichlich viel.« 


Willy Brandt, 
zitiert nach stern, 18.8.1983 
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„„. nichts wird vergessen! 


Die Herrschenden weltweit kön- 
nen sich auf eines verlassen: auf 
das kurze Gedächtnis der Mas- 
sen. Darauf wird von Wahl zu 
Wahl spekuliert — und leider mit 
Erfolg. 


Umso wichtiger ist es, die ele- 
mentaren Verfehlungen, speziell 
die der Politiker, immer wieder 
anzuprangern. 


Zur angeblichen Weltrettung sind 
den Gutmenschen alle Mittel 
recht. Da wird gelogen, betrogen, 
getrickst und diffamiert. 


Der jetzige Gesundheitsminister 
Karl Lauterbach sei beispielhaft 
zitiert: Im August 2021 fragte er 
auf Twitter, »weshalb eine Min- 
derheit der Gesellschaft eine ne- 
benwirkungsfreie Impfung nicht 
will, obwohl sie gratis ist und ihr 
Leben und das vieler anderer ret- 
ten kann«. In der Sendung »Anne 
Will« sagte Lauterbach, man 
müsse immer wieder vermitteln: 
»Die Impfungen sind halt mehr 
oder weniger nebenwirkungsfrei. 
Das muß immer wieder gesagt 
werden.« Menschen, die dies 
nicht glaubten, säßen »schäbi- 
gen Desinformationen« auf. 


Im November 2021 sagte Lau- 
terbach wieder bei »Will«: Die 
Impfstoffe seien »mittlerweile 
eine halbe Milliarde mal verimpft“ 
worden. Hätte es da Nebenwir- 
kungen gegeben, dann hätten wir 
das gemerkt«. 


Gemerkt haben es im Nachhinein 
Hunderttausende von Impfopfern 
— die Dunkelziffer dürfe noch um 
etliches höher sein. 


Jetzt stellte sich Lauterbach am 
12.3.2023 ins ZDF und verkün- 
dete: »Zunächst einmal: Alle 
diese Schicksale sind absolut 
bestürzend, und jedes einzelne 
Schicksal ist eines zu viel. [...] 
Es sind schwerste Einschränkun- 
gen und davon wird auch einiges 
permanent sein. Wir als Staat 
machen es so, daß die Kranken- 
kassen die Behandlungskosten 
übernehmen und die Länder be- 


leder Griff ist erlaubt. 
Je ühler, um so besser. 
Lügen, Betrug - alles [...] 
Ich tat mein Bestes, um 
auf diesem Wege auch 
das älteste Ziel unserer 
psychologischen 
Kriegführung zu fördern: 
Deutsche gegen 
Deutsche aufzuheizen.ı 


Sefton Delmer 


ıKeine andere Kultur sägt 
so intensiv an dem Ast, 
auf dem sie sich befindet 
und kein Land hat sich 

so gründlich von seiner 
Identität verabschiedet 
wie Deutschland.ı 


Peter Hahne 


zahlen, wenn notwendig, die Ver- 
sorgungskosten.« 


Auch die Pharmaindustrie möch- 
te Lauterbach an den Kosten be- 
teiligen, die für die Impfopfer an- 
fallen. Selbst Lauterbach erkennt 
nach drei Jahren: »Die Gewinne 
sind exorbitant gewesen«. 


Die von Anfang an umstrittenen 
Schulschließungen waren unnö- 
tig. Die indirekte Impfpflicht war 
ein Eingriff in die Grundrechte. 
Pflege- und Altersheime hätte 
man besser schützen müssen. 
Man fragt sich: Wer hat am Mas- 
ken-, Test- und letztlich auch am 
Impfmarathon verdient? Welche 
Unternehmen haben sich auf 
Kosten der Allgemeinheit un- 
rechtmäßig bereichert? Vor allem 
aber: Was macht die Politik, um 
die Langzeitfolgen der Pande- 
mie, vor allem bei Kindern und 
Jugendlichen und »Long-Covid- 
Patienten«, zu kurieren? 


www.un-nachrichten.de 


UN 4/2023 : Seite 3 


Während der »Corona«-Skan- 
dal am Anfang der Aufarbeitung 
steht, vollzieht sich — immer noch 
ohne den Aufschrei weiter Be- 
völkerungskreise — die »Große 
Transformation« in Deutschland: 
Mit immer abenteuerlicheren Ar- 
gumenten wird die Deindustria- 
lisierung vorangetrieben. Ver- 
armung wird uns mit »neuer 
Bescheidenheit« verkauft — ne- 
ben dem Fleischverzicht und der 
»Flugscham« soll jetzt auch noch 
die »Bauscham« kommen. 


Armut wird den Menschen als 
»sexy« und »klimaschonend« 
schöngeredet 


So versprach schon der grüne 
Bundesminister für Umwelt, Na- 
turschutz und Reaktorsicherheit, 
Jürgen Trittin, am 30.7.2004: 
»Es bleibt dabei, daß die För- 
derung erneuerbarer Energi- 
en einen durchschnittlichen 
Haushalt nur rund 1 Euro im 
Monat kostet — so viel wie eine 
Kugel Eis«. 


Auf diesem Niveau wird weiter 
verdummt: Kein Land dieser Welt 
zerstört offenen Auges seine 
Energieversorgung, vernichtet 
seine Industrie, treibt Menschen 
in die Armut, läßt die Infrastruk- 
tur verrotten, verschleudert Mil- 
liarden Euros in alle Welt, würgt 
seine Bürger mit den höchsten 
Abgaben — und dies alles mit 
dem Effekt, daß Deutschland 
weltweit zum Gespött wird. 


Seit Jahrzehnten wird das deut- 
sche Volk mit Hilfe der Staats- 
medien von seinen Politikern — 
gleich welcher Partei — belogen 
und betrogen. 


Lernen wir daraus! Vergessen 
wir nicht! Legen wir uns end- 
lich ein langes Gedächtnis zu! 
Nach der Wahl ist vor der Wahl: 
Versuchen wir, das Schlimm- 
ste in Gegenwart und für die 
Zukunft zu verhindern! 


NACH DER WAHL IST VOR DER WAHL! 
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8. Mai: Besiegt, aber nicht »befreit«! 


Einschlägige Kräfte versuchen 
seit Jahren, den 8. Mai als »Tag 
der Befreiung« mit einem bun- 
desweiten »Feiertag« zu bege- 
hen. 


Dabei darf nicht vergessen wer- 
den, daß es ausgerechnet ein 
christdemokratischer Bundes- 
präsident war, der 1985 zum 40. 
Jahrestag des Kriegsendes als 
Staatsoberhaupt vom »Tag der 
Befreiung« sprach. Richard von 
Weizsäcker machte damit ein alli- 
iertes Märchen zum Allgemeingut 
in der öffentlichen Wahrnehmung 
und wurde dafür von diesen Kräf- 
ten frenetisch gefeiert. 


Der 8. Mai 1945 war für Millio- 
nen Deutscher keine Befreiung 
— für die mißhandelten und ver- 
gewaltigten Frauen, für all jene, 
die durch Übergriffe und Plün- 
derungen die Wut, ja Rachelust 
alliierter Soldaten erleben muß- 
ten. Erst recht keine Befreiung 
bedeutete das Kriegsende für die 
Soldaten und Zivilisten, darunter 
ebenfalls viele Frauen, die als 
Zwangsarbeiter in die Sowjetuni- 
on verschleppt wurden. 


Daß Soldaten der Roten Armee 
während und vor allem kurz nach 
dem Zweiten Weltkrieg massen- 
haft Frauen vergewaltigten, übri- 
gens nicht nur Deutsche, sondern 
auch Polinnen und Ungarinnen, 
ist allgemein bekannt. Ähnliche 
Verbrechen westlicher Soldaten, 
die es ebenfalls hunderttausend- 
fach gab, sind nicht annähernd 
so geläufig, gleichwohl aber nicht 
weniger tragisch. 


Und natürlich wurden auch nicht 
die rund 122.000 Insassen der 
sowjetischen Speziallager, die 
unrechtmäßig eingesperrt wur- 


Sie wollen einzelne oder 
mehrere Seiten der UN als 
Leseprobe weitergeben? 


Ihre Bestellung erledigen 
wir umgehend, Anruf 
genügt: 0208-62013781 


»Deutschland wird nicht 
besetzt zum Zwecke seiner 
Befreiung, sondern als 
ein hesiegter Feindstaat. 
Ihr Ziel ist nicht die Un- 
terdrückung, sondern die 
Besetzung Deutschlands, 
um gewisse wichtige 
alliierte Absichten zu ver- 
wirklichen. Bei der Durch- 
führung der Besetzung 


und Verwaltung müssen 
Sie gerecht, aber fest und 
unnahbar sein. Die Ver- 
hrüderung mit deutschen 
Beamten und der Bevöl- 
kerung werden Sie streng 
unterbinden. 


Direktive JCS1067 an den Oberbe- 
fehlshaber der Besatzungstruppen 
der Vereinigten Staaten in Bezug auf 
die Militärregierung Deutschlands 


den, »befreit«. Denn diese La- 
ger, oft in ehemaligen KZs ein- 
gerichtet, dienten nicht nur zur 
Isolierung von Nationalsoziali- 
sten. Dorthin konnte auch schnell 
geraten, wer den sozialistischen 
Umbau in der Sowjetischen Be- 
satzungszone kritisierte. 42.000 
Menschen starben in den Spezi- 
allagern, überwiegend durch Un- 
terernährung und Krankheiten. 


Marschall Tschernjakowski, be- 
fahl seinen Rotarmisten: »Zwei- 
tausend Kilometer sind wir 
marschiert und haben die Ver- 
nichtung all dessen gesehen, 
was wir in zwanzig Jahren aufge- 
baut haben. Nun stehen wir vor 
der Höhle, aus der heraus die 
faschistischen Angreifer uns an- 
gegriffen haben. Wir bleiben erst 
stehen, nachdem wir sie gesäu- 
bert haben. Gnade gibt es nicht — 
für niemanden, wie es auch keine 
Gnade für uns gegeben hat. |...] 
Das Land der Faschisten muß 
zur Wüste werden.« 


Die Schandtaten der sowjeti- 
schen »Befreier« werden von 


bundesrepublikanischen Politi- 
kern immer dann relativiert, wenn 
sie sich gegen Deutsche richte- 
ten — in der Ukraine sind es plötz- 
lich Kriegsverbrechen. 


Aber auch unsere »Freunde« aus 
der »westlichen Wertegemein- 
schaft« verstanden sich nicht als 
Befreier, sondern als Eroberer. In 
der Direktive 1067, die der ameri- 
kanische Präsident Harry S. Tru- 
man am 10.5.1945 billigte, wurde 
dem Vereinigten Generalstab der 
USA vielmehr ausdrücklich vor- 
geschrieben, Deutschland nicht 
»zum Zwecke seiner Befreiung, 
sondern als ein besiegter Feind- 
staat« zu besetzen. Untersagt 
waren Bestrebungen, die auf 
eine Fraternisation mit den Deut- 
schen hinauslaufen oder ihren 
Mindestlebensstandard über das 
Niveau eines Nachbarstaates he- 
ben könnten. 


Die bedingungslose Kapitulati- 
on bedeutete, daß Deutschland 
jedes Recht verloren hatte, über 
seine Zukunft selbst zu befinden. 
Ausländische Truppen besetzten 
sein gesamtes Territorium. In der 
Berliner Erklärung vom 5.6.1945 
legten die vier Alliierten fest, daß 
sämtliche Regierungsgewalt bis 
hinunter zu den Kommunen bei 
den Besatzungsmächten lag. 


Auch die Millionen deutscher 
Soldaten, die in russischer 
Kriegsgefangenschaft ihr Leben 
ließen oder erst 1956 nach Jah- 
ren grausamster Zwangsarbeit, 
unterernährt und zum Teil sowohl 
seelisch als auch körperlich ge- 
brochen in die Heimat zurück- 
kehrten, wurden nicht »befreit«. 


Genausowenig, wie die Millionen 
Kriegsgefangener, die in die Hän- 
de der westlichen Alliierten gefal- 
len waren. Auch sie erwartete ein 
ähnliches Schicksal - hier sei nur 
an die Gefangenenlager auf den 
Rheinwiesen erinnert. (vgl. UN 
5/2021). 


Nein — wir wurden nicht befreit, 
wir sind bis heute besetzt! 


LASST SIE NICHT DAVONKOMMEN! 
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Befehlsempfang in Sachen Ukraine — China — 
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Iran? 


Biden befiehl, wir folgen Dir! 


Der Blitzbesuch von Bundes- 
kanzler OlafScholz am 3.3.2023 
in Washington war von Präsi- 
dent Biden nicht erbeten, son- 
dern angefordert worden. 


Wenn jemand seinen »Verbün- 
deten« für knapp eine Stunde 
Gespräch über den Atlantik kom- 
men läßt, muß es schon wichti- 
ge Gründe für dieses Gespräch 
geben. Die hinterher verbreiteten 
Floskeln vom allgemeinen Schul- 
terschluß und von gegenseitiger 
Freundschaft sind nur Standard- 
ware, nicht der wahre Inhalt 
der Gespräche. 


Weshalb also mußte 
Scholz nach Washington 
kommen? 


Scholz selbst nannte zwei 
Themenkomplexe: Ukraine 
und China. 


Hinsichtlich der Ukraine hat 
Scholz ja inzwischen alle 
Wünsche der USA erfüllt, 
ist in Europa größter fi- 
nanzieller und militärischer 
Helfer der Ukraine und die 
grünen und gelben Kabi- 
nettsmitglieder gehören zu 
den größten Kriegstreibern 
Europas. 


Die von den USA gewünschte 
Eskalation des Krieges wird also 
von unserer Regierung unter- 
stützt. Die Bundesrepublik 


e hat sich mit ihrer Teilnahme 
an den US-Sanktionen und den 
NATO-Kriegslieferungen selbst 
mehr geschädigt als alle anderen 
NATO-Staaten, 


e hat ihre billige russische Ener- 
gieversorgung selbst gekündigt 
und gegen eine bedeutend teu- 
rere amerikanische Abhängigkeit 
eingetauscht, 

e hat ihre eigenen Truppen ent- 
waffnet, um die Waffen der Ukrai- 
ne zu schenken, 


i Abke legen gew wesen. sea 2 
Sächsische Zeitung, 4.3.2023 


e hat zusätzlich für viele Milliar- 
den Waffen für die Ukraine in den 
USA eingekauft und mehr als ein- 
einhalb Millionen Flüchtlinge aus 
der Ukraine als kostenträchtige 
Dauergäste aufgenommen. 


Der amerikanisch-russische 
Krieg um die Vormacht in der 
Ukraine kostet uns jährlich mehr 
als die Wiedervereinigung. 


Die Folgen sind eine drastische 
Verteuerung der Lebenshal- 
tungskosten (also Absenkung 
des Lebensstandards der Bevöl- 


hington. US-Präsident Joe Biden hat 
eskanzler Olaf Scholz (SPD) für seine 
fski im Po ee dem russischen 


kerung), der Verlust internationa- 
ler Wettbewerbsfähigkeit für die 
in Deutschland produzierende In- 
dustrie (was zum Abzug von Fir- 
men in die USA geführt hat) und 
das Versprechen, künftig zwei 
Prozent unseres Bruttosozialpro- 
dukts an die NATO abzuführen, 
statt eigene Brücken, Kindergär- 
ten oder Schulen zu sanieren 
oder zu bauen. 


Viel mehr konnte Biden von 
Scholz wohl nicht erwarten 
und verlangen. 


Viel schwerwiegender dürfte 
aber das Thema China gewesen 
sein. Die US-Regierung und das 
US-Militär halten eine kriegeri- 
sche Auseinandersetzung mit 


China für unausweichlich. Das 
Militär glaubt, daß ein früherer 
Krieg der USA mehr Überlegen- 
heit garantiere als ein späterer. 
Die US-Regierung jedenfalls hat 
— wie beim Beginn des Ukraine- 
Krieges — bereits ein Sanktions- 
paket fertiggestellt, welches den 
Wirtschaftskrieg mit China eröff- 
nen soll, sobald China Waffen an 
Rußland liefere. 


Hier könnte sich ein Konflikt- 
feld mit Deutschland auftun, 
wenn die USA, wie bei Ruß- 
land auch, gegen Chi- 
na die Gefolgschaft von 
Deutschland bei ameri- 
kanischen China-Sanktio- 
nen verlangen. Immerhin 
ist China einer der größ- 
ten Außenhandelspartner 
der Bundesrepublik. 


Würden wir, wie bereits von 
Rußland, dann auch noch 
vom Geschäft mit China 
abgeschnitten, verlören wir 
schlagartig einen unserer 
größten Exportmärkte und 
unsere meisten Importe. 


Die Kriegslust der Amerika- 
ner würde den Wirtschafts- 
krieg — wie der Ukraine- 
Krieg gezeigt hat — mit immer 
neuen Sanktionspaketen stei- 
gern und auch zu Vermögens- 
beschlagnahmen gegen China 
— wie schon bisher gegen Ruß- 
land — führen, das dann mit Ver- 
mögensbeschlagnahmen gegen 
deutsches Vermögen zurück- 
schlagen würde. 


Eine Gefolgschaft Deutsch- 
lands an allen US-Maßnahmen 
gegen China wäre deshalb 
nicht nur gefährlich, sondern 
für die deutsche Exportwirt- 
schaft und für unseren Le- 
bensstandard tödlich. 

Das weiß auch die US-Regierung 
und sie weiß auch, daß Scholz 
schon die Eskalation des Krie- 


NACH DER WAHL IST VOR DER WAHL! 
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Grundlagen des 
»induzierten 
Irreseins« 


»Die Massen kennen nur 
einfache und extreme 
Gefühle; die ihnen sug- 
gerierten Meinungen, 
Ideen und Glaubenssätze 
werden daher von ihnen 
nur en bloc angenom- 
men oder verworfen und 
als absolute Wahrheiten 
oder ebenso absolute 
Irrtümer betrachtet. So 
verhält es sich stets mit 
den auf dem Wege der 
Suggestion, nicht durch 
Nachdenken erworbenen 
Überzeugungen.« - 


»Niemals hatten die Mas- 
sen den Wahrheitsdurst. 
Von den ihnen mißfallen- 
den Tatsachen wenden 
sie sich ab und ziehen es 
vor, den Irrtum zu vergöt- 
tern, wenn er sie verführt. 


Wer sie zu illusionieren 
vermag, wird leicht ihr 
Herr; wer sie zu desil- 
lusionieren sucht, wird 
stets ihr Opfer.« 


»Die Behauptung hat 
aber nur dann wirkli- 
chen Einfluß, wenn sie 
ständig wiederholt wird, 
und zwar möglichst mit 
denselben Worten. Ich 
glaube, es war Napoleon, 
der gesagt hat, es gebe 
nur eine ernsthafte rhe- 
torische Figur, die Wie- 
derholung. Durch diese 
befestigt sich das Wie- 
derholte so sehr in den 
Köpfen, daß es schließ- 
lich als eine bewiesene 
Wahrheit angenommen 

wird.« 
Gustave Le Bon: 
»Psychologie der Massen«, 
Leipzig 1908 
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ges in der Ukraine nicht wollte, 
also möglicherweise auch bei ei- 
ner Gefolgschaft gegen China ein 
»unsicherer Kantonist« ist. 


Ihn deshalb vorher zu vergattern, 
geplante Sanktionen gegen China 
mitzumachen, war aus US-Sicht 
deshalb sicher strategisch richtig 
und scheint sogar aussichtsreich, 
wie der deutsche Masochismus 
im Ukraine-Krieg gezeigt hat. Nie- 
mand im Westen hat mehr Scha- 
den durch den Ukraine-Krieg 
erlitten als wir; sogar mehr als 
Rußland. 


Es ist zu befürchten, daß eine 
deutsche Regierung, die nicht 
einmal bei der Sprengung ihrer 
wichtigsten Versorgungsleitungen 
durch die USA aufmuckt, auch ih- 
ren eigenen wirtschaftspolitischen 
Selbstmord durch Teilnahme an 
China-Sanktionen mitmacht. 


Ob Scholz sein Kabinett darauf 
bereits eingeschworen hat? 


Es könnte aber auch sein, daß 
ein bevorstehender Militär- 
schlag Israels und der USA 
gegen den Iran ein Kernthema 
Bidens bei der Einschwörung 
von Scholz gewesen ist. 


Israel befürchtet, daß der Iran 
schon über 90 Prozent Atoman- 
reicherung schaffe, also bald 
auch Atombomben bauen könne 
und daß man deshalb unbedingt 
und kurzfristig mit einem Militär- 
schlag mal wieder die Atomanla- 
gen im Iran vernichten müsse. 


Bisher hat Israel durch seine Lob- 
by die US-Politik gegen den Iran 
bestimmen können. Die gleiche 
Lobby könnte auch Biden drän- 
gen, den erneuten Forderungen 
zu folgen und am Militärschlag 
gegen den Iran teilzunehmen. Die 
eskalierenden Drohungen gegen 
den Iran jedenfalls lassen Taten 
befürchten. 


Ein US-israelischer Militärschlag 
gegen den Iran würde nicht ohne 
Rückwirkungen auf die Verbün- 
deten Irans — China und Rußland 
— sowie auf die neutralen Staaten 
der Welt bleiben und könnte sich 
zu einem Weltkrieg entwickeln. 
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Als Mitglied der NATO steht da- 
mit auch das Schicksal Deutsch- 
lands zur Debatte. 


Daß Scholz nach Washington 
geflogen ist, um seinen »Verbün- 
deten« nur einmal für knapp eine 
Stunde wiederzusehen, scheidet 
wohl aus. Und daß Biden den Be- 
such von Scholz eingefordert hat, 
deutet eben auf wichtige Informa- 
tionen oder Forderungen hin. 


Und daß es sich dabei allein um 
amerikanische Forderungen han- 
delt, zeigt schon die Tatsache, 
daß über deutsche Forderungen 
nach der Sprengung unserer Ver- 
sorgungsleitungen durch die USA 
offenbar nicht geredet worden ist. 


Der Rapport von Scholz in Was- 
hington dürfte in einem oder 
mehreren der vorstehenden The- 
men möglicherweise Nachteile 
oder gar schwere Turbulenzen 
für Deutschland nach sich zie- 
hen. 


Der amerikanische Wahlkampf 
dreht sich wohl deshalb auch 
schon um das Thema »Dritter 
Weltkrieg«. Trump wirft Biden 
vor, einen solchen zu wollen und 
zu eskalieren, während er selbst 
diesen verhindern wolle. 


Das Thema Ukraine-Krieg wird 
also Wahlkampfthema in den 
USA. Damit steht Biden unter 
Druck, den Krieg noch in diesem 
Jahr zu gewinnen oder zu been- 
den. Wohl deshalb redet auch der 
ukrainische Präsident von US- 
Gnaden, Wolodymyr Selenskyj, 
schon von einer ukrainischen 
Frühjahrsoffensive und einem 
»Endsieg bis zur Rückeroberung 
der Krim«. 


Entgegen der Gepflogenheiten 
traten Scholz und Biden nach ih- 
rem Gespräch nicht gemeinsam 
vor die Presse. Der »Austausch« 
dauerte nur 45 Minuten und nach 
knapp 90 Minuten verließ der 
souveräne Kanzler der Deut- 
schen bereits wieder das Weiße 
Haus. 


Ein Rapport dauert nun einmal 
nicht länger. 


LASST SIE NICHT DAVONKOMMEN! 
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Die Sorgen unserer Außenministerin 


x Ni ; rt: AN tIc TIC i Í SA/I 
OLL FEMINISTISCH Wi 


[3 
ENSA EON] 
RDEN 


POLITIK SOLI ` 
WELT BAERBOCK UND SCHULZE STELLEN IHRE PLÄNE VOR 


Für deutsche Patrioten ist es 
eine Selbstverständlichkeit, die 
»Frau« als gleichberechtigte 
Partnerin in allen Lebenslagen 
wertzuschätzen. 


Nicht so bei den Genderideolo- 
gen gleich welcher Schattierung. 
Dort wird die Frau zur »menstru- 
ierenden Person« entwürdigt. 


Dafür werden Worthülsen ge- 
schaffen und Nebelkerzen gewor- 
fen, die die Situation der Frauen 
um keinen Deut verbessern. 


So hat die Außenministerin An- 
nalena Baerbock (Grüne) das 
Ziel, Frauen in der Außenpolitik 
sichtbarer und einflußreicher zu 
machen. 


Baerbocks Leitlinien: 


Das Auswärtige Amt hat dazu ein 
88-seitiges Papier veröffentlicht, 
in welchem die zehn »Leitlinien 
feministischer Außenpolitik« er- 
läutert werden. 


Demnach sollen u.a. die »Gen- 
derkompetenz« des diplomati- 
schen Personals gestärkt werden 
und diese sogar als Einstellungs- 
Kriterium dienen. 


Baerbock kündigt darin an, »ei- 
nen „feministischen Reflex“ aus- 
zubilden«. Dieser soll helfen, Dis- 
Kriminierung auszuschließen. 


Die »Forschung zu den ge- 
schlechtsspezifischen Auswir- 
kungen von Waffensystemen 
insbesondere Atomwaffen« soll 
gefördert werden und »gen- 


WELT, 1.3.2023 (Bildschirmausdruck) 


dersensible Ansätze in der Rü- 
stungskontrolle« gelten. 


Weiter heißt es: »Die Genderstra- 
tegie der Bundesregierung für die 
Internationale Klimaschuitzinitiati- 
ve setzen wir konsequent um. In 
der Strategie ist Geschlechterge- 
rechtigkeit als Leitprinzip bei der 
Finanzierung von Maßnahmen in 
den Bereichen Klimaschutz, Kli- 
maanpassung und Biodiversitäts- 
schutz verankert.« 


Sie haben beim Lesen nur Bahn- 
hof verstanden? Dann geht es Ih- 
nen wie uns und wohl auch vielen 
anderen. 


Feministische 
Toiletten für Afrika 


Auf einer vom TV-Sender WELT 
übertragenen Pressekonferenz 
erläuterte Baerbock deshalb ihre 
»feministische Außenpolitik« ge- 
meinsam mit Entwicklungsmi- 
nisterin Svenja Schulze (SPD) 
am Beispiel eines Toilettenhäus- 
chens in einem nigerianischen 
Dorf: 


»Es geht um echte Menschen, 
es geht um echte Probleme. 
Und deswegen ist unsere femi- 
nistische Außenpolitik ein Real- 
feminismus, der deutlich macht, 
daß man sich mit den realen 
Herausforderungen vor Ort aus- 
einandersetzen muß. Das heißt 
zum Beispiel: Wenn wir ein Dorf 
unterstützen, was wiederaufge- 
baut wird in Nigeria, daß es einen 


Unterschied macht, ob man sich 
vorher fragt: Wer wohnt eigentlich 
in diesem Dorf, wenn man z. B. 
die Sanitäranlagen plant? 


Wenn man nach dem Geruch 
geht, könnte man sie am Rande 
des Dorfes planen. Wenn man 
sich aber fragt, was bedeutet das 
für ein zehnjähriges Kind, nachts 
diese Sanitäranlagen zu errei- 
chen, oder für eine Frau? Dann 
trifft man die Entscheidung viel- 
leicht nicht für die Lage am Rande 
des Dorfes. Wenn man allein von 
der männlichen Betrachtungswei- 
se geplant hätte, hätte man viel- 
leicht eine andere Entscheidung 
getroffen«. 


Nein, dies ist nicht von uns er- 
funden, dies ist bundesrepubli- 
kanische politische Wirklich- 
keit. 


Ist ein Klo in einem afrikanischen 
Dorf alles, was sich hinter dem 
hochtrabenden Etikett »feministi- 
sche Außenpolitik« verbirgt? 


In der selbstverschuldeten Ener- 
giekrise jedenfalls hat die Bun- 
desregierung den Schulterschluß 
mit Ländern gesucht, in denen es 
mit den Frauenrechten im Spezi- 
ellen und den Menschenrechten 
im Allgemeinen nicht zum Besten 
steht, man denke nur an Habecks 
unterwürfigen Auftritt in Katar. 


Auch andere arabische Staaten 
können sich florierender Geschäf- 
te mit Deutschland erfreuen, aber 
bis auf ein paar zahnlose Appel- 
le unternimmt Frau Baerbock 
nichts, um den Scheichs und Mul- 
lahs »feministische Außenpolitik« 
nahezubringen. 


Wenn in Ungarn wiederum eine 
traditionelle Familienpolitik betrie- 
ben wird, dann sorgt das für gro- 
Re Aufregung. 


Ein Volk, das von solchen Po- 
litikern (-Innen wie -Außen) 
regiert wird, braucht keine 
Schauspieler mehr, es hat sie 
am Kabinettstisch! 


NACH DER WAHL IST VOR DER WAHL! 
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Messermänner und Zuwanderung 


Diese Aussage sorgte für Auf- 
regung: 

Im Bild-Fernsehformat »Die rich- 
tigen Fragen« erklärte Hessens 


Ministerpräsident Boris Rhein 
(CDU): Zwischen Messer-Attak- 
ken und Vergewaltigungen so- 
wie Migration und Zuwanderung 
gebe es keinen (!) Zusammen- 
hang. 


»Wir sollten hier nichts weg- 
schweigen, wir sollten auch nicht 
versuchen, die Dinge wegzunu- 
scheln«. Dennoch blieb er bei 
seinem Standpunkt: »/ch würde 
das Thema Messer-Attacken 
und Sexualdelikte nicht mit 
dem Thema Zuwanderung 
und Migration vermischen. Ich 
glaube, daß es auch gefährlich 
wäre, einen solchen Zusam- 
menhang herzustellen.« 


Faeser stimmt Rhein zu 


Zustimmung kam aus dem Bun- 
desinnenministerium von Nancy 
Faeser (SPD), die bei der Land- 
tagswahl in Hessen als Spit- 
zenkandidatin gegen Rhein ins 
Rennen geht. »Aus den jüngsten 
Einzelfällen von Messer-Angrif- 
fen sollte kein verallgemeinern- 
der Zusammenhang zwischen 
Zuwanderung und einzelnen De- 
liktsfeldern hergestellt werden«, 
so eine Sprecherin des Ministe- 
riums. »Ein solcher Zusammen- 
hang läßt sich aus der Polizeili- 
chen Kriminalstatistik (PKS) auch 
nicht ableiten. Beispielsweise 
können von den Fallzahlen zu 
Messer-Angriffen keine aussage- 


kräftigen Angaben zu den Tatver- 
dächtigen abgeleitet werden.« 


Polizei-Gewerkschaft 
widerspricht 


Der Chef der Deutschen Bun- 
despolizeigewerkschaft (DPoIG), 
Heiko Teggatz, widersprach dem 
hessischen Regierungschef. 
»Selbstverständlich besteht hier 
ein Zusammenhang. Die Zahlen 
der Polizeilichen Kriminalstati- 
stik (PKS) belegen diese Fakten 
auch«. Er warnt: »Es ist viel ge- 
fährlicher, dieses Thema weiter- 
hin zu tabuisieren. Deshalb ist 
es wichtig, öffentlich darüber zu 
sprechen.« Politik und Justiz dürf- 
ten dies »nicht weiter ausblen- 
den«, sondern müßten dieses 
Phänomen in den Griff kriegen. 


Zahlen und Fakten 


e In der Polizeilichen Kriminal- 
statistik, die Teggatz anspricht, 
sind nichtdeutsche und zuge- 
wanderte Tatverdächtige bei Ge- 
walt- und Sexualdelikten stark 
überproportional vertreten. Bei 
Sexualdelikten (u.a. Vergewal- 
tigung) waren im Jahr 2021 fast 
37 Prozent aller Tatverdächtigen 
nichtdeutsch, davon waren gut 
36 Prozent Zuwanderer. Ähnlich 
bei Gewaltdelikten: Fast 38 Pro- 
zent der Tatverdächtigen waren 
nichtdeutsch, davon ein Drittel 
Zuwanderer. 


Bei Messer-Angriffen sind in der 
PKS keine Tatverdächtigen regi- 
striert. Doch es gibt andere offi- 
zielle Statistiken, die Auskunft 
geben. 


e Im Februar 2023 veröffentlichte 
die Bundesregierung die »Anzahl 
der Gewaltdelikte im Zusammen- 
hang mit Messern«. Demnach 
wurden von der Bundespolizei 
2022 insgesamt 209 deutsche 
Tatverdächtige registriert, die bei 
Straftaten ein Messer eingesetzt 
haben — dem gegenüber stehen 
218 nichtdeutsche Tatverdächti- 
ge. Die meisten ausländischen 
Tatverdächtigen kamen aus Po- 
len, Syrien, der Türkei, Algerien, 
dem Irak und Afghanistan. 


e Der Sicherheitsbericht des 
Landes Baden-Württemberg hat 
für das Jahr 2021 insgesamt 
1.562 Tatverdächtige erfaßt, die 
Gewaltdelikte mit dem »Tatmittel 
Messer« begingen. Davon wa- 
ren fast 57 Prozent nichtdeutsch. 
Von den nichtdeutschen Tatver- 
dächtigen waren rund 38 Prozent 
Asylbewerber oder Flüchtlinge. 


e Ähnlich bei Messer-Attacken 
in Zügen. Laut polizeilicher Ein- 
gangsstatistik (PES) wurde im 
vergangenen Jahr gegen insge- 
samt 71 Tatverdächtige wegen 
Gewaltstraftaten mit Messerein- 
satz in Zügen ermittelt. Davon 
waren 36 Tatverdächtige »Nicht- 
Deutsche«, also mehr als 50 Pro- 
zent. 2021 lag ihr Anteil noch bei 
24 Prozent. 


e In Hessen lag der Anteil der 
Zuwanderer an allen Tatverdäch- 
tigen im Bereich »Messer-Angrif- 
fe im öffentlichen Raum« im Jahr 
2022 bei rund 20 Prozent. 2021 
lag er bei fast 24 Prozent, 2018 
bei 25 Prozent. Demnach sei in 
Hessen »bei gleichzeitigem An- 
stieg an Zuwanderung ein Rück- 
gang der tatverdächtigen Zuwan- 
derer zu verzeichnen«, hieß es 
aus dem Innenministerium. 


Heißt: Auch in Hessen machen 
Zuwanderer bei Messerdelikten 
einen großen Anteil der Tatver- 
dächtigen aus, in den vergan- 
genen Jahren ging deren Anteil 
allerdings leicht zurück. 


LASST SIE NICHT DAVONKOMMEN! 
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Kurzmeldungen 


Krisengewinnler 


Zu den Krisengewinnlern des 
vergangenen Jahres gehören 


eindeutig die 
gungskonzerne. 


Energieversor- 


Nach den uns vorliegenden Zah- 
len profitierte z.B. RWE von den 
eingebrochenen Erdgaslieferun- 
gen aus Rußland und den auf 
Rekordhöhe gekletterten Strom- 
preisen deutlich: 

Der Umsatz stieg um 56 Prozent 
auf 38,4 Milliarden Euro. Der 
operative Gewinn kletterte um 73 
Prozent auf 6,3 Milliarden Euro. 
Das Nettovermögen erhöhte sich 
auf 1,6 Milliarden Euro. 


»Traue keiner Statistik, 
die du nicht selbst 


gefälscht hast!« 


Bei der Messung der Inflation 
wird großer Schmu getrieben: 
Das Statistische Bundesamt hat 
am 22.2.2023 seine turnusmä- 
Bige Anpassung des Verbrau- 
cherpreisindexes vorgestellt und 
damit den wahren Anstieg der 
Preise nach unten gedrückt. 


Anstatt des Ausgangsjahres 
2015 wird nun das Jahr 2020 als 
Basis für die Beobachtung der 
aktuellen Preisentwicklung he- 
rangezogen. Der Wägungsanteil 


— also welche Waren und Dienst- 
leistungen mit ihren Preisen wie 
stark in den Warenkorb und damit 
in die Messung des Verbraucher- 
preisindexes eingehen — wurde 
entsprechend angepaßt: 


Bei der Neugewichtung des In- 
flation-Warenkorbs wurden Aus- 
gaben für Wohnungsmiete und 
Energie herabgestuft und somit 
den Hauptinflationstreiber unter- 
gewichtet. 


Der Kauf von Aktien und Immobi- 
lien wird bei der Inflationsberech- 
nung nicht als Konsumausgaben 
gehandelt — auch dann nicht, 
wenn das Eigenheim davon ge- 
kauft wurde. 


Steigt die Qualität bei den Pro- 
dukten, wird das als preisdämp- 
fend vom Bundesamt für Statistik 
interpretiert. Jedes neue iPhone 
senkt damit die Inflationsrate. 


Das Ergebnis: Die Inflationsrate 
verkleinert sich und wird dem- 
nach nach unten korrigiert. Mit 
dem neuen Basisjahr lag der Hö- 
hepunkt der Inflation im vergan- 
genen Jahr bei 8,8 und nicht bei 
10,4 Prozent. 


Milliarden in 


die Ukraine, 
Waffenlieferungen 
nicht mit eingerechnet 


»Ich will mal darauf hinweisen, 
daß diese Bundesregierung über 
das Ministerium für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit 650 Milli- 
onen Euro in die Ukraine gege- 
ben hat, daß sie über das BMI 
500 Millionen Euro in die Ukraine 
gibt, daß sie über das AA fast 800 
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Millionen Euro zur Verfügung ge- 
stellt hat — unter anderem hat sie 
700 000 Stromgeneratoren ge- 
liefert —, daß diese Bundesregie- 
rung über das Finanzministerium 
6,24 Milliarden Euro ausgegeben 
hat, rein für zivile Zwecke, zum 
großen Teil Budgethilfe für die 
Ukraine.« 


»Wir werden nächste Woche 500 
Millionen Euro, eine halbe Milliar- 
de, zusätzlich in die Europäische 
Friedensfazilität einbringen müs- 
sen. Dieses Geld brauchen wir, 
um dringend benötigte Munition 
für die Ukraine zu beschaffen.« 


Jürgen Trittin (Grüne) vor dem 
Deutschen Bundestag, 2.3.2023 


»Die Flut-Plünderer« 


So betitelte die Bild ihren Be- 
richt über die Antwort der NRW- 
Landesregierung auf eine An- 
frage der AfD-Fraktion über die 
während der »Jahrhundertflut« 
in NRW im Jahr 2021 festgestell- 
ten Eigentumsdelikte (Plünde- 
rungen, Einbrüche usw.). 


Auf der Liste der Landesregie- 
rung finden sich 632 Eigentums- 
delikte mit 1,8 Millionen Euro 
Schaden. 275 Tatverdächtige 
konnten ermittelt werden, 196 
von ihnen hatten nicht die deut- 
sche Staatsbürgerschaft. 


Unter den veröffentlichten Vor- 
namen mit »deutscher Staats- 
bürgerschaft« finden sich Namen 
wie Abdelrahim, Aleksandr, Ale- 
xej, Alin, Alpha, Aminu, Andrei, 
Aniello, Bacem, Baris, Barthlo- 
miej, Bedzet, Catalin, Cayan, Ce- 
tin, Dangnoi, Desmond, Dimitri, 
Evtim, Fayeq, Hakan, Halil, Ha- 
yati, Hicham ... 

Quelle: Landtags-Drs. 18/3080 


NACH DER WAHL IST VOR DER WAHL! 
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Prunkbauten statt Wohnraum 


Erweiterung des 
Kanzleramtes wird 
teurer als geplant 


Der Bundeskanzler regiert aus 
einem Gebäude mit 25.000 Qua- 
dratmetern Bürofläche im Herzen 
Berlins. Das bedeutet gegenüber 
dem Bonner Kanzleramt von 
Brandt und Kohl eine Verdoppe- 
lung der Bürofläche. Doch das 
reicht Olaf Scholz nicht! 


Bis 2028 soll ein Neubau entste- 
hen, der die Verdoppelung zum 
Ziel hat, inklusive neuem Heliko- 
pter-Landeplatz, eigener Kita und 
einer zweiten Kanzlerwohnung. 
Geplante Quadratmeterzahl: 
50.000. 


Die Kostenplanung lag bisher bei 
777 Millionen Euro, inzwischen 
rechnet man mit über 900 Milli- 
onen Euro, Tendenz weiter stei- 
gend. 


L sele Le=zer, 


Unser täglich Brot ... 


Erweiterung des 
Finanzministeriums 
vom Tisch? 


2019 gab der damalige Finanz- 
mister Olaf Scholz die Planung 
für einen Erweiterungsbau des 
Finanzministeriums in Auftrag. 
Kostenpunkt: 600 bis 800 Millio- 
nen Euro. 


Mangels Masse hat sein Nach- 
folger, Finanzminister Christian 
Lindner, das Vorhaben nun vor- 
erst auf Eis gelegt: »Wir müssen 
raus aus den Schulden. Dazu 
überdenke ich auch wünschens- 
werte, aber nicht notwendige 
Vorhaben. Den geplanten Neu- 
bau des Finanzministeriums stel- 
le ich daher infrage.« 


GANZ [PPIINALC: 


Ziel verfehlt 

Von ihrem selbst gesteckten Ziel 
ist die Bundesregierung weit 
entfernt: Laut Koalitionsvertrag 
sollen pro Jahr 400.000 neue 
Wohnungen gebaut werden, im 
vergangenen Jahr waren es ge- 
schätzt nur rund 250.000, und 
auch in diesem Jahr dürften es 
nicht mehr werden. 


Damit wir nicht einfach mal »die Produktion ein- 
stellen« müssen, wie es der famose Wirtschafts- 
minister Habeck allen empfahl, denen wegen der 
Kostensteigerungen die Insolvenz droht, mußten 
wir Ende 2021 den erbetenen Mindestkostenbei- 
trag für den UN-Bezug von 18,- auf 24,- Euro pro 
Jahr und Exemplar erhöhen. 


Dieser Betrag deckt gerade einmal die reinen 
Druck- und Versandkosten, nicht aber alles ande- 
re, was nur durch großzügigere Spender getragen 
wird. 


Viele unserer Leser haben uns dankenswerterwei- 
se schon vor Jahren eine Einzugsermächtigung 


erteilt. Sie sind damit die Stützpfeiler unserer Ar- 
beit, denn diese sicheren Einnahmen garantieren 
uns, die fälligen Ausgaben für Druck und Versand 
bezahlen zu können. 


Oft jedoch sind es immer noch 18,- Euro jährlich, 
teils sogar noch weniger, die wir damit abbuchen 
dürfen. Eine Erhöhung ist nur mit Zustimmung 
möglich. Wir bitten die Betroffenen hiermit herz- 
lich, uns eine neue — möglichst aufgerundete — 
Einzugsermächtigung zu erteilen (einen entspre- 
chenden Vordruck senden wir Ihnen gern zu, falls 
Sie diese Ausgabe nicht zerschneiden wollen). 


Ihe UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Tatverdächtige immer internationaler 


Die bundesweite Polizeiliche 
Kriminalstatistik (PKS) für 2022 
belegt den von Jedermann ge- 
fühlten Anstieg der alltäglichen 
Kriminalität. 


Laut der Statistik sind die Straf- 
taten auf 5,628 Millionen ange- 
stiegen und liegen somit um 11,5 
Prozent über dem Vorjahr. 


Besonders deutlich stieg das Ni- 
veau der Diebstahl-Delikte mit 
plus 20 Prozent an. Mit 1,78 Mil- 
lionen Vorfällen machen diese 
somit etwa einen Drittel aller Ta- 
ten aus. 


Gewaltkriminalität stieg auf 
197.202 Fälle, das sind 8,9 Pro- 
zent mehr im Vergleich zu 2019. 
Bei der gefährlichen und schwe- 
ren Körperverletzung betrug das 
Plus 8,7 Prozent. Messerangriffe 
werden erst seit 2020 statistisch 
erfaßt, 8.160 Taten bedeuten 
eine Steigerung von 15,4 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr. 

Besonders hoch ist mit einem 
Plus von 35,5 Prozent der An- 
stieg bei tatverdächtigen Kindern 
(93.095). Die häufigsten Taten bei 
Strafunmündigen sind Diebstahl, 
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Körperverletzung, Sachbeschä- 
digung und Rauschgiftdelikte. 


»Wenn wir auf die jüngsten 
schrecklichen Gewalttaten blik- 
ken, dann stellen wir fest, daß 
die Täter immer jünger werden. 
Es ist eine besorgniserregende 
Entwicklung, die uns keine Ruhe 
lassen darf«, so Manuel Oster- 
mann, Vize-Chef der Bundespoli- 
zeigewerkschaft, in der Bild. 


Ein Drittel mehr 
tatverdächtige 
Zuwanderer 


Insgesamt wurden letztes Jahr 
2,093 Millionen Tatverdächtige 
ermittelt, das sind 10,7 Prozent 
mehr als im Jahr 2021. Davon 
hatten 783.876 nicht die deut- 
sche Staatsbürgerschaft (An- 
stieg um 22,6 Prozent). Darunter 
sind 310.062 Zuwanderer mit 
dem Status »Asylbewerber«, 
»Schutzberechtigte«, »unerlaubt 
aufhältig«e oder »geduldet«. In 
dieser Gruppe nahm der Anteil 
um 35 Prozent zu. 


Bei Taschen- und Ladendiebstäh- 
len stieg die Zahl um mehr als 30 
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Prozent an. 65.908 Einbrüche in 
Wohnungen und Häuser bedeu- 
ten ein Plus von 21,5 Prozent im 
Vergleich zu 2021. 


Dirk Peglow, Vorsitzender des 
Bundes Deutscher Kriminalbe- 
amter, betonte, daß »Straftaten, 
bei denen die Täter im Ausland 
agieren, nicht erfaßt werden«. 
Unter anderem beim Thema »Cy- 
bercrime« gebe es ein großes 
Dunkelfeld. Die 136.865 erfaßten 
Fälle bildeten nur einen Bruchteil 
des eigentlichen Geschehens ab. 
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Die neue Zeitenwende 


Viele Leser erinnern sich viel- 
leicht noch an die berühmte »Kai- 
ser-Wilhelm-Straße« in Swakop- 
mund. 


Als eines der letzten Zeugnisse 
der Kolonialzeit wurde diese Mit- 
te der 90er Jahre in »Sam Nujo- 
ma Avenue« umbenannt. Auch 
andere Länder der sogenannten 
Dritten Welt entledigen sich ihres 
kolonialen Erbes. 


Die vorgetischte Meinung er- 
klärt uns ständig, die Kolonialzeit 
wäre vorbei. Augenscheinlich 
mag das stimmen, heißen »Ko- 
lonialwarenläden« heute nun 
mal »Dritte-Welt-Laden«. Schaut 
man aber genauer hin, hat sich 
nicht viel geändert. Es gibt zwar 
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keine Sklavenschiffe mehr, die 
Arbeitskräfte nach Nordamerika 
oder Europa schippern, aber im- 
mer mehr Fachkräfte werden aus 
fernen Ländern abgezogen, um 


HE el a a a D > 


UN : Postfach 10 17 06 : D-46017 Oberhausen 


als billige Arbeitskräfte der Wirt- 
schaft in den Industrienationen 
zu dienen. Diese fehlen natürlich 
in ihrer Heimat. 


Aber Kolonialismus funktio- 
niert auch andersherum. 


Die, die »neu hinzugekommen« 
sind, zeigen denen, »die schon 
länger hier leben« (O-Ton Mer- 
kel), wer inzwischen in Teilen 
dieses Landes das Sagen hat: 
Mannheim beispielsweise ver- 
marktet sein Stadtzentrum offizi- 
ell als »Little Istanbul«. 


Auch von Deutschlands Stra- 
Renschildern werden mehr oder 
weniger verdiente Personen der 
Geschichte getilgt. Aber nicht nur 
das, inzwischen werden erste 
Straßen auch auf Arabisch aus- 
geschildert, wie unlängst in Düs- 
seldorf (siehe Foto). 
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